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Vorsitzender des Ausschusses für-
Klimasclurt*, Umwelt, Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschufz 
des Landtags Nordiliein-Westfalen 
Herrn Friedhelm Ortgles MdL- • ' ' • ,. 
Platz'des Landtage 1 
40221 Düsseldorf 
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Deponlöbötriefo Eyller Berg in Katnp-Lihtfort 
SIteung des Ausschusses am 26.Septetnber 2012 
Bericht der Landesregierung zum aktuellen.Sachstand 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,. L<~ & ,v^4A-

hiermit übersende'ich ihnen einen Bericht der Landesregierung mit ak­
tuellen Informationen-zum- Betrieb der Deponie Eytler .Berg in Kamp-
Lihtfort mit der Bitte, um Weiterieitung an die Mitglieder des Aüaschus» 
ses für Klimasuhutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbrauchersuhütz. . 

Mit freundlichen Grüften 

Jblwnes Rernmel * 
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Aktueller Sachstand zum Depönle'betrigfr „Evlter Sera" InKamp-
Ürttfort 

1. Allgemeines 

' Ee'handelt sich. bei der Deponie Eyller Herg-In Kamp-Untfort um eine 
Deponie der Klasse III nach .Deponieverordnung, d. ri. hier Werden 

' Sonderabfälie abgelagert. Deponlebetreiberin ist -die Eyller-Berg Abfall-
beselilgungsgeae.lfschaft mbH.' Die Deponie grenzt an das Stadtgebiet 
von Neukirchen-Vluyn, 

Die ursprünglich* mit wasserrechtlicher- Erlaubnis vom-20,01,1966 als 
Hausmülldeponie der Stadt. Kamp-Lintfort zugelassene Deponie hat 

• sich über eine Reihe von nachträglichen Änderungen zu einer allge­
mein zugänglichen öonderabfalldepönle, die dem Stand der Technik 
einer Deponieklasse lil. entspricht, entwickelt. Zustandig für Zulassung 
und Überwachung der Deponie Ist die Bezirksregierung Düsseldorf. .'" 

Die Deponie feyiler Berg ist eine legale Altanlage, die Besjandsschütz 
"genießt, Die räumliche Ausdehnung der Deponie ist mit dem Lage- und 
Höhenplan vom 18.11,1959 zur Genehmigung der Stadt Kamp-Lintfort 
für die Auskiesung und W/ederverfüllung des Eyller,. Bergs vom 
15.12,1970 festgelegt, . 

Die Deponie hat mehrere Deponieabschnitte, die teilweise verfällt sind. 
Aktuell ist der Deponieabschnitt VIL1 In Betrieb. Eine' Begrenzung der 
l'aufzeit gibt es nicht, 

Nachfolgend wird auf das jtöediad'onsverfahren und das Genehnii-
. gungsverfahren zur;- chemisch-physikalischen Behartdfüngsanlage ein­
gegangen. . . • 

2. Modiötiortsverfahron . 
• Die Bezirksregierung Düsseldorf- hat in ihrer Anordnung . vom 

13,09.2011 an die Deponlebetreiberin die Einhaltung des MÖhenpians 
—von 1969 gefordert. Die Daponiebetreiberin hat hierzu eine Klage vor 

dem.Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen {OVG Münster) etn-
' gereicht, da sie einen damals erfolgten Änderungsbescheid für maß­

geblich hält, mit dem eine bestimmte Böschungsneigung gefordert 
wird. Bei Zugrundalegen dfeser Böschungsnelgung würde ein größeres 
Ablage'rungsvolurrjen. entstehen. Dieser und ändere Streitpunkte, wie 
die Ausgestaltung der Rekultivierung, sind vor dem OV<3 Münster an-

: hängig und werden zurzeit in einem gerichtlichen Mediationsverfahren 
erörtert. 
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Am Mediatlonsverfahren sind die Parteien der Klageverfahren, das 
Land NRW, vertreten durch die Bezirksregierung Düsseldorf, und die 
Betreiberin der Deponie- beteiligt Zu einzelnen spezieilen Fragen sind 
Vertreter anderer Behörden hinzugezogen worden, ' 

Ein gerichtliches Mediatlonsverfahren unterliegt grundsätzlich der Ver­
traulichkeit der Beratungen.-; Über das Maß der Vertraulichkeit ent­
scheiden die Parteien des Gerichtsverfahrens, da sie sich einvernehm-
iich entschieden haben, dieses gerichtliche Mediationsverfahren durch­
zuführen. 

Im vorliegenden Fall ist die Vertraulichkeit weit gezogen worden, vori 
Ihr werden auch Schriftstücke erfasst, wfez.B, die Vermessungsdaten, 
Eine Herausgabe dieser oder anderer Daten durch die Bezlrksregle-
rung Düsseldorf würde daher einen Bruch der Vertraulichkeit bedeuten 
und ggf.-zum Scheiterndes gerichtlichen Mediationsverfahrens führen. 

Auch nach Umweltlhformationsgesetz Nordrhein-Westfalon (§ 2 UIG 
NRW i.V.m, § 8 Abs. 1 Ziff. 3 UIG) Ist die Herausgäbe von Daten aus­
geschlossen, wenn damit die Durchführung eines gerichtlichen Verfah­
rens beeinträchtigt wird. 

Das MKULNV hat Verständnis für das berechtigte Informationsinteres-
•se der Bürgerinnen und Bürger.- Deshalb hat Herr Minister Remmel 
sich am 12,06.2012 mit 2 Vertretern der Bürgerinitiative zu einem Ge­
spräch getroffen, an dem auch Frau Regierungspräsidentin LÜtkes und 
weitere Vertreter des- MKULNV und der Bezirksregierung Düsseldorf 
teilgenommen haben. Herr-Minister Remmel hat in.diesem Gespräch 
offen die Fragen der Bürgerlnltfative beantwortet und darauf hingewie­
sen, dass auch das MKULNV ein Interesse daran hat, dass das ge­
richtliche MebÜationsverfahren erfolgreich verläuft und zu einem akzep­
tablen Ergebnis führt. Er hat zugesagt, ein derartiges Gespräch zu wie; 
derhoien. 

3, Genehmigungsverfahren zur chemieclvphysikalisöhen Abfall-
behandlungsaniage ;'.- ' • . • : . -

Die Arbeitsgemeinschaft (ARGE) Eyller-Berg" Abfallbeseitigungsgeseli-
schafl 'mbH / Ossendot Umweltschutz GmbH plant seit einigen Jahren 
die Errichtung einer chemisch-physikalischen Abfallbehandiungsaniage 
auf dem^ Deponiegelände der Deponie Eylier Berg. Mit der Behand­
lungsanlage sollen staubförmige oder scIilatT^'S® Abfälle in einer ge­
schlossenen Anlage durch chemische Behandlung mit Hilfe von Zu-
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schlagstoffen (z.B. zementähnliche Stoffe, Kalkhaltige Zuschlagstoffe) 
so behandelt werden, dass die Eluatkriterlen der Deponie eingehalten 
werden können. (Anm,; Eluatkriterlen sind vorgegebene Grenzwerte für 
bestimmte gelöste Stoffe, die der Abfall einhalten muss.). Ein weiterer 
Behandlüngszweck ist die Verfestigung des Äntageninputs, Die zur 
Behandlung beantragten Abfatlarten entsprechen denen, die bereits 
bislang zur Ablagerung auf der Deponie zugelassen sind. Die behan­
delten festen Abfälle sollen ausschließlich auf der Deponie Eylier Berg 
abgelagert werden. Die Anlage soll, aber auch zur Herstellung von Re-
kultivisruhgsmaterial' eingesetzt werden, so dass auch nach Beendi­

gung der Abfallablagerung ein.Hlns.atz der Behandlungsanlage für der. 
Zeitraum der Rekultivierung möglich wäre. Nach dem'Ende der Rekul-
tlvierungsarbeiten soll die Behandlungsanlage wieder abgebaut wer­
den,-

Das Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissions­
schutzgesetz (BlmSchG) wird derzeit von der Bezirksregierung Düs­
seldorf durchgeführt. Hierzu, muss nachgewiesen werden, dass.keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen von der Anlage ausgehen. Die 
Öffentliche Erörterung des Vorhabens fand am 28:08.2012 statt. Die 
Prüfung des Vorhabens durch die Bezirksregierung Düsseldorf ist noch 
nicht abgeschlossen. Nach dem BlmSchQ besteht ein Rechtsanspruch 
auf eine'Genehrnigung,: sofern die Bestimmungen des BImSohG sowie 

• andere anlagenbezogene öffentlich-rechtliche Vorschriften eingehalten 
werden,. Bn Nachweis der abfallwirtschaftlichen Erforderlichkeit, ist da­
bei nicht vorgeschrieben und wird im Genehmigungsverfahren nicht 
geprüft,. 

Gemäß § 10 Abs. 8a Satzl BlmSchG Ist über den Genehmigungsan-. 
trag nach Eingang des Antrags und der.einzureichenden Unterlagen 
innerhalb einer Frist von sieben Monaten zq entscheiden. 
Gemäß §, 10 Abs. 6a Satz 2 BlmSchG. kann die zuständige Behörde. 
die Frist um Jeweils 3 Monate verlängern, wenn, dies wegen der 
Schwierigkeit der Prüfung oder aus Gründen, die dem Antragsteller 
'zuzurechnen sind, erförderlich ist. , 

Darüber-hinausgehende verfahrensrechtliche Regelungen zum Ruhen­
lassen des Verfahrens durch die Genehmfgungsbehörde bestehen 
nicht. Es kann allenfalls wegen noch vorzulegender Antragsunteriagen 
oder weiterer erforderlicher. Prüfungen,. wie z.B; zur grundsätzlichen 
technischen Eignung der Verfahrenstechnik, zu Verzögerungen kom­
men; 
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Ein vorübergehendes „Aussetzen" des Verfahrens'wäre nur mit Einver­
ständnis des Antragstellers möglich, 

Wird eine Frist nicht eingehalten, handelt die Behörde rechtswidrig. Der 
Antragsteller kann nach Ablauf der Frist sofort Verpflichtungs- bzw. 
Besoheldungsklage erheben. 
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